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1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 

1.1.1 WA = Allgemeines Wohngebiet 

(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 (5) und (6) BauNVO) 

 Es sind folgende Nutzungen zulässig: 

 – Wohngebäude 

 – die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden 

 – nicht störende Handwerksbetriebe 

 – Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke 
 
 Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

 – sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

 – Gartenbaubetriebe 

 – Anlagen für Verwaltungen 

 – Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke 

 – Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

 – die der Versorgung des Gebiets dienenden Schank- und Speisewirtschaften bis 
maximal insgesamt 120 m² gastronomische Nutzfläche (Gasträume und Außen-
bereiche) 

 
Nicht zulässig sind: 

 – Tankstellen 
 
1.1.2 MI  = Mischgebiet 

(§ 6 BauNVO i.V.m. § 1 (5) und (6) BauNVO) 

 – Es sind folgende Nutzungen zulässig: 

 – Wohngebäude 

 – Geschäfts- und Bürogebäude 

 – Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften 

 – Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

 – sonstige Gewerbebetriebe 

 – Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke 
 
 Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

 – Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke 

 – Gartenbaubetriebe 
 
 Nicht zulässig sind: 

 – Tankstellen 

 – Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a (3) Nr. 2 BauNVO 
 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

 (§ 9 (1) BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO) 

1.2.1 GRZ = Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 
 Entsprechend den Einschrieben im Plan 
 
1.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 
 Entsprechend den Einschrieben im Plan bedeuten: 
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 (III)  = Zahl der Vollgeschosse zwingend 

 III   = Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse  

 THmax = maximal zulässige Traufhöhe 

 FHmax = maximal zulässige Firsthöhe 

 GHmax = maximal zulässige Gebäudehöhe 
 

Die im Plan festgesetzten Trauf-, First- und Gebäudehöhen beziehen sich auf die 
jeweilige Erdgeschoßfußbodenhöhe. 

 
Die Erdgeschoßfußbodenhöhe ist dabei aus dem Mittel der Gradientenhöhe der öf-
fentlichen Verkehrsfläche im Verlauf / der Projektion der längsten Seite des neu zu 
erstellenden Gebäudes zu berechnen. 

 
Bei Hinterliegergrundstücken ist die Erdgeschoßfußbodenhöhe als Mittel aus der ge-
messenen natürlichen Geländehöhe im Bereich der künftig überbauten Grundstücks-
fläche / neu zu erstellenden Gebäudes festgesetzt. 

 
Dabei darf die ermittelte Erdgeschoßfußbodenhöhe bis maximal 0,50 m überschritten 
oder unterschritten werden. 

 
Die im Plan eingetragenen Traufhöhen (THmax), gemessen zwischen festgelegter 
Bezugshöhe und dem Schnittpunkt der Außenseite der Außenwand mit der Ober-
kante der Dachhaut, dürfen auf mindestens 70 % der Gebäudelänge nicht überschrit-
ten werden. 

 
Die im Plan eingetragenen Firsthöhen (FHmax), gemessen zwischen festgelegter Be-
zugshöhe und Oberkante Firstziegel dürfen nicht überschritten werden. 

 
Die im Plan eingetragene Gebäudehöhe (GHmax), gemessen zwischen festgelegter 
Bezugshöhe und Oberkante Attika dürfen nicht überschritten werden. 

 

1.3 Bauweise 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

o = offene Bauweise (§ 22 (2) BauNVOI) 

a1 =  abweichende Bauweise (§ 22 (4) BauNVO), im Sinne der offenen Bauweise, 
jedoch mit der Möglichkeit der Grenzbebauung 

a2 = abweichende Bauweise (§ 22 (4) BauNVO), im Sinne der offenen Bauweise, 
  jedoch mit einer Längenbeschränkung der jeweiligen Hausformen auf maximal  
  25,0 m 

 

1.4 Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

Die Firstrichtung der Gebäude mit Sattel- und Pultdach ist entsprechend der Pfeilrich-
tung im Plan anzuordnen. 

 
Geringfügige Abweichungen von diesen Festsetzungen sind bis max. 10° sind zuläs-
sig. 

 
Bei Gebäuden mit Pultdach ist die Dachausrichtung entsprechend Planeintrag zum 
Hochpunkt hin anzuordnen. 
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1.5 Nebenanlagen 

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 u. 23 (5) BauNVO) 

Nebenanlagen sind außerhalb den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, so-
fern sie dem Wohnen dienen. 

 
Zulässig sind z. B. Pergolen, offene Schwimmbäder, Kinderspielplätze, Terrassen, 
Müllboxen usw. sowie maximal 1 Geräte- / Gewächshaus bis 25 m³ je Grundstücks-
fläche. 

 

1.6 Garagen und Stellplätze 

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 (5) und (6) BauNVO) 

Oberirdische Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig bzw. nur dort, wo sie durch das Planzeichen GA ausgewiesen sind. 

 
Bei Garagen ist, sofern sie nicht im Hauptgebäude integriert sind, im Zufahrtsbereich 
ein Mindestabstand von 5,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten. 
 
Offene Stellplätze sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, je- doch nur 
im unmittelbaren Anschluss an die öffentliche Verkehrsfläche zu- lässig. 
 
Carports und überdachte Stellplätze sind außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig. Sie müssen jedoch einen Mindestabstand von 1,00 m zur öffentli-
chen Verkehrsfläche einhalten. 
 
Tiefgaragen und ihre notwendigen Erschließungselemente sind ebenfalls außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig (siehe auch Pkt. 2.7). 
 
Die äußere Begrenzung von Tiefgaragen und ihrer notwendigen Erschließungsele-
mente muss jedoch einen Mindestabstand von 4,0 m zur eingetragenen Grenze der 
planfestgestellten B 27-Trasse / -Tunnel einhalten. 

 

1.7 Überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Eintragung der Baugrenzen im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzt. 

 

1.8 Gewässerrandstreifen 

(§ 9 (1) Nr. 10 BauGB) 

Entlang des Obwiesbaches ist ein 5,0 m breiter Gewässerrandstreifen fest- gesetzt. 
 
Die Errichtung baulicher und sonstiger Anlagen und Aufschüttungen sind innerhalb 
dieses Schutzstreifens verboten. 

 

1.9 Öffentliche Verkehrsflächen und Anschluss der Grundstücke an die öffentliche 

Verkehrsfläche 

(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 

Die Verkehrsflächen gliedern sich entsprechend den Planzeichnungen in: 

– Straßenflächen 

– Geh- / Radwegeflächen, Platzflächen 

– Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – verkehrsberuhigter Bereich/ 
Mischverkehrsfläche mit höhengleichem Ausbau 

– Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – Erschließung privater Grundstü-
cke 

– Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – Wirtschaftsweg 
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– öffentliche Stellplätze, Pflanzflächen, Baumstandort 

– Verkehrsgrünfläche i. S. § 127 (3) BauGB 
 

Die Abgrenzung der einzelnen Verkehrsflächen untereinander kann im Zuge des Ver-
kehrsflächenumbaus im Rahmen des § 125 BauGB abgeändert werden. 

 

1.10 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützbauwerke 

(§ 9 (1) Nr. 17 (2) BauGB) 

Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis zu einer Höhendifferenz von 1,00 m ge-
genüber dem bestehenden Gelände zulässig. 
 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind entlang der Grundstücksgrenzen auf die Hö-
henlage der Geländeverläufe auf den Nachbargrundstücken anzugleichen und abzu-
böschen. 
 
Bei Garagenzufahrten können Stützmauern ausnahmsweise zugelassen werden. 
 
Soweit zur Herstellung oder Erhaltung des Straßenkörpers Aufschüttungen oder Ab-
grabungen erforderlich sind, sind diese von den Eigentümern der angrenzenden 
Grundstücke zu dulden. 
 
Stützfundamente, die beim Straßenbau erforderlich werden, sind auf den privaten 
Grundstücksflächen bis zu einer Breite von 0,50 m zu dulden. 
 

1.11 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft 

(§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

M1 Renaturierung Obwiesbach 
Es sind Maßnahmen entsprechend den örtlichen geomorphologischen Ausprä-
gungen als naturnahe Gewässerstrukturen entsprechender Größenordnung ein-
zuleiten, sofern die Bestandssituation Änderungen erfährt. 

 

1.12 Bindungen für Bepflanzungen, Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen 

(§ 9 (1) Nr. 25b BauGB) 

1.12.1 Öffentliche Grünflächen mit Pflanzbindungen 

PFB 1  Bürgerpark 

Für die innerhalb der räumlichen Geltungsbereiche "westlicher Teil" und "öst-
licher Teil" befindlichen Flächenbereiche des "Bürgerparks" gilt: 

Die Wiesenflächen sind dauerhaft zu erhalten. Bei Verlust sind sie mit gesi-
chertem gebietsheimischen Saatgut zu ersetzen. 
 
Die Heckenstrukturen sind dauerhaft zu erhalten. Bei Verlust sind sie ent-
sprechend dem Sträuchersortiment der Ausführungsplanung mit Stand 2014 
des Büros Wölffing-Seelig, Stuttgart, zu ersetzen. 
 
Die Bäume sind in ihrer Stückzahl dauerhaft zu erhalten. Bei Verlust sind sie 
entsprechend dem Baumsortiment der Ausführungsplanung mit Stand 2014 
des Büros Wölffing-Seelig, Stuttgart, zu ersetzen. 
 

1.12.2 Flächen mit Pflanzbindungen 

PFB 2  Landwirtschaftliche Flächen am südlichen Gebietsrand 

Die Art der kleinteiligen, mit gebietsheimischen Wiesenflächen, vereinzelten  
Kultur- und Kräutergärten und regionaltypischen Obstgehölzen extensiv ge- 
nutzten landwirtschaftlichen Flächen ist dauerhaft zu erhalten. 
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Bei Verlust von Obstgehölzen sind diese durch Obstbäume von regionaler 
Bedeutung (Hochstämme) zu ersetzen. 

 

Einfriedigungen in Form von baulichen Maßnahmen (Zäunen, Mauern, etc.) 
sind nicht zulässig. 

 

1.13 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) 

Die Anlage von Schottergärten (schotterüberdeckte Flächen) ist generell nicht zu-
lässig. 

 

1.13.1 Öffentliche Grünflächen mit Pflanzgeboten 

PFG 1  Grünfläche entlang Wirtschaftsweg 

Entsprechend den Eintragungen in der Planzeichnung sind Bäume der 
Pflanzenliste 1 zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Verlust zu erset-
zen. 
 
Die Fläche ist als Extensivwiese mit gesichertem gebietsheimischen Saatgut 
(Wildkraut und Wiesenblumenzusätzen) dauerhaft anzulegen. 
 
Die Pflege hat erst ab dem 15. Juni in 2 Schnitten (Sommer und Herbst) mit 
dem Mähschnittbalken zu erfolgen. Das Mähgut ist zeit- nah zu entfernen. 
 

PFG 2  Straßenbäume 

Im Straßenraum sind entsprechend den Eintragungen in der Planzeichnung 
geeignete Hochstämme gemäß der Pflanzenliste 3 zu pflanzen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. 

 
Aufgrund der beeinträchtigten Standortbedingungen im Straßenraum gegen-
über der freien Landschaft, sind die Baumquartiere mit jeweils mindestens 
4,0 m² qm offener Fläche anzulegen, mit geeigneten Pflanzsubstraten zu 
befüllen (min. 8,0 m³ je Standort) und geeigneten Belüftungseinrichtungen 
zu versehen. 
 

1.13.2 Flächen mit Pflanzgeboten 

PFG 3  Einzelbäume 

Sofern Änderungen an der Bausubstanz durch Um-/Anbau, Abriss und/oder 
Neubau vorgenommen werden, ist je Baugrundstück jeweils 1 Baum gemäß 
der Pflanzenlisten 1–3, zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Verlust zu 
ersetzen. 
 
Die Pflanzung muss spätestens in der folgenden Pflanzperiode, nach der 
Bebauungsänderung des Grundstücks, ausgeführt werden. 
 
Dabei sind die in der Planzeichnung vorgesehenen Standorte, zum öffentli-
chen Straßenraum hin, einzuhalten. Der Baumstandort kann bei Bedarf in 
der Vorgartenfläche variieren 

 
PFG 4  Hecken 

Sofern Änderungen an der Bausubstanz durch Um- / Anbau, Abriss und / 
oder Neubau vorgenommen werden, sind bei Strauch- und Heckenpflanzun-
gen zum öffentlichen Straßenraum hin, Pflanzen gemäß der Pflanzenliste 4 
zu verwenden und dauerhaft zu erhalten. 
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1.13.3 Baumpflanzungen allgemein 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen, Ausgabe 1984 zu beachten. 

 
Es ist sicherzustellen, dass durch Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und 
Erweiterung der Stromtrassen der Netze BW GmbH nicht behindert werden. 

 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen 
der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. 
 
Bepflanzungen sind daher nach Bahn-Richtlinie 882 "Handbuch Landschaftsplanung 
und Vegetationskontrolle" zu planen und herzustellen. Hinweis: Die für die Planung 
erforderlichen Richtlinienmodule 882.0210 bis 882.0230 sowie 882.0332 bis 
882.0333A01 können bei der folgenden Stelle bezogen werden: 
DB Kommunikationstechnik GmbH Medien- und Kommunikationsdienste Logistikcen-
ter (T.CVM 4), Kriegsstraße 136, 76133 Karlsruhe, Tel.: 0721-938-5965, Fax: 0721-
938-5509, dzd-bestellservice@deutschebahn.com 
 
Die Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnanlagen sind so zu gestalten, 
dass ein Überhang nach § 910 BGB vermieden wird und die Vorgaben des Nachbar-
rechtes eingehalten sind. 
 
Die Pflanzung darf zu keinem Zeitpunkt die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes ge-
fährden. 

 

1.14 Pflanzenlisten 

Bäume / Obstbäume der Pflanzenliste 1–3 sind als mind. 3–4 x verpflanzte Hoch-
stämme zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 
Sie müssen mit einem Drahtballen versehen sein und einen Stammumfang (StU) von 
16/18 cm, 18/20 cm oder 20/25 cm aufweisen. 
 
Solitärsträucher / Heister der Pflanzenliste 4 müssen mind. 3 x verpflanzt sein. Sie 
sind mit Ballen und einer Höhe von mind. 150 cm – 250 cm zu pflanzen und dauerhaft 
zu unterhalten. 
 
Sträucher der Pflanzenliste 4 müssen mind. 2 x verpflanzt sein. Sie sind ohne Ballen 
und einer Höhe von mind. 60 cm – 100 cm zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 

 
1.14.1 Pflanzenliste 1 – Bäume "groß bis mittelgroß" 

Acer in heimischen Arten und Sorten  Ahorn 
Carpinus betulus in Sorten  Hainbuche 
Fagus sylvatica in Sorten  Rotbuche 
Fraxinus excelsior in Sorten  Esche 
Prunus avium in Sorten  Vogelkirsche 
Quercus in Arten und Sorten  Eiche  
Tilia in heimischen Arten und Sorten  Linde 
Obstgehölze bevorzugt mit regionaler Bedeutung/Sorte, Hochstämme 
 

1.14.2 Pflanzenliste 2 – Bäume "klein bis mittelgroß" 

Sorbus in heimischen Arten und Sorten Eberesche/ Mehlbeere  
Malus in Arten und Sorten Zierapfel 
Prunus in Arten und Sorten Zierkirsche / Blutpflaume  
Wildobst in Arten und Sorten 
Obstgehölze bevorzugt mit regionaler Bedeutung/Sorte, Mittelstämme 
 

1.14.3 Pflanzenliste 3 – Bäume "Straßenraum" 
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Acer in Arten und Sorten Ahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Corylus colurna Baumhasel 
Prunus in Arten und Sorten Kirsche  
hiervon ausgeschlossen 
Prunus avium Vogelkirsche 
Prunus padus Großblütige Traubenkirsche 
Prunus padus, Albertii Traubenkirsche 
Pyrus in Arten und Sorten Birne 
Sorbus in Arten und Sorten Eberesche/Mehlbeere 
Tilia in Arten und Sorten Linde 

 
1.14.4 Pflanzenliste 4 – Sträucher "heimisch" 

Acer campestre Feldahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Cornus in Arten und Sorten Hartriegel 
Corylus avellana Haselnuß 
Crataegus in Arten und Sorten Weißdorn 
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 
Ligustrum in Arten und Sorten Rainweide 
Lonicera in Arten und Sorten Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Rhamnus frangula Faulbaum 
Rosa spec. Wildrosen in Arten 
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
Viburnum in Arten und Sorten Schneeball 
 
Sträucher "blühend" in Arten und Sorten 
Amelanchier  Felsenbirne 
Chaenomeles Zierquitten 
Deutzia Sternchenstrauch 
Forsythia Forsythie 
Kolkwitzia Kolkwitzie 
Philadelphus Gartenjasmin 
Potentilla Fingerstrauch 
Ribes Blutjohannisbeere 
Rosa Wildrosen 
Spirea Spierstrauch 
Syringa Bauernflieder 
Viburnum Schneeball 
Weigela Weigelie 

 
Sträucher "immergrün / wintergrün" 
Berberis in Arten und Sorten Berbertize 
Buxus in Arten/Sorten Buchsbaum 
Liguster vulgare „Atrovirens“ Liguster 
Prunus laurocerasus in Sorten Kirschlorbeer 
Taxus in Arten und Sorten  Eibe 
Ilex aquifolium  Stechpalme 
Virburnum burkwoodii, 
Davidii und rhytidophyllum Schneeball 
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN "QUARTIERE ENTLANG B 27-TUNNEL" 

2.1 Dächer 

(§ 74 (1) Nr.1 LBO) 

2.1.1 Dachform 

Entsprechend dem Planeinschrieb bedeuten für die Hauptgebäude: 

SD = Satteldach (zweiseitig gleich geneigtes Dach) 

PD = Pultdach (einseitig geneigtes Dach) 

FD = Flachdach 
 
2.1.2 Dachneigung 

Die Dachneigungen sind den Einschrieben im Plan entsprechend auszuführen: 

Satteldach = 25° – 35° 

Pultdach = 5° – 15° 

Flachdach = 0° – 5° 
 

Für Dachneigungen bis zu 5° sind dauerhaft extensive Dacheingrünungen vorzuse-
hen. 
 
Die Mindestsubstrathöhe muss dabei 10,0 cm betragen. 

 
2.1.3 Dacheindeckung 

Für die Dacheindeckung sind nur einfarbige Ziegel oder ziegelförmige Dachsteine in 
Rot bis Dunkelbraun, Anthrazit und Schwarz zulässig. 
 
Grelle Dachfarben oder reflektierende, hochglänzende Oberflächen sind nicht zuläs-
sig. 

  

 Dachdeckungen und Regenfallrohre aus Materialien wie z.B. Zink, Kupfer, etc, die 
keine CE-Kennzeichnung tragen, sind nicht zulässig. 
 
Dachgauben können ausnahmsweise auch mit Blech oder Glas eingedeckt werden. 
 
Ausgenommen von diesen Festsetzungen sind Solar- und Photovoltaikanlagen sowie 
Dacheingrünungen. 

 
2.1.4 Dachaufbauten 

Die Gesamtlänge der Dachaufbauten (einschließlich Zwerchhaus) darf 50 % der Ge-
bäudelänge nicht überschreiten. 
 
Die Dachaufbauten müssen zur Giebelwand einen Abstand von mind. 1,00 m einhal-
ten. 
 
Der Abstand zu Traufkante und First muss in der Dachschräge gemessen mindestens 
0,60 m betragen. 
 
Die Einzellänge eines Dachaufbaus darf max. 4,50 m betragen. 
 
Die senkrechte Wandhöhe des Dachaufbaus, gemessen zwischen Fußpunkt des 
Dachaufbaus und Schnittpunkt dieser Wand mit der Dachhaut, darf 1,40 m nicht über-
schreiten. 
 
Zwischen zwei Dachaufbauten ist ein Abstand von mind. 1,50 m einzuhalten. 
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Die Dachaufbauten eines Gebäudes müssen dieselbe Form (z.B. Schleppgaube, gie-
belständige Gaube) aufweisen. 
 
Energiegewinnungsanlagen auf Dächern sind zulässig, wenn sie sich baulich in die 
jeweilige Dachfläche integrieren. 

 
2.1.5 Dacheinschnitte 

Für Dacheinschnitte gilt ein Mindestabstand zu Traufe und First von 1,0 m und ein 
Mindestabstand zur Giebelwand von 2,50 m. 
 
Auf einer Dachseite dürfen entweder nur Dachaufbauten oder nur Dacheinschnitte 
errichtet werden. 
 
Die Gesamtlänge der Dacheinschnitte darf 30 % der Gebäudelänge nicht überschrei-
ten. 

 

2.2 Fassadengestaltung 

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Für die Fassadengestaltung sind reflektierende und grellfarbige Materialien nicht zu-
lässig. 
 
Energiegewinnungsanlagen an Fassaden sind zulässig, sie müssen sich je-doch bau-
lich in die Fassade integrieren. 

 

2.3 Garagen und überdachte Stellplätze 

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Garagen sind mit Satteldach mit mind. 25° Dachneigung zulässig. 
 
Alternativ sind Garagen und überdachte Stellplätze mit geringerer Dachneigung als 
extensiv begrünte oder erdüberdeckte Garagen zulässig. 
 
Die Mindestsubstrathöhe muss dabei 10,0 cm betragen. 

 

2.4 Standplätze für Abfallbehälter 

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Die Standplätze für Abfallbehälter sind, sofern sie nicht in den Gebäuden integriert 
werden, durch geeignete Vorkehrungen (z. B. Sichtblenden, Verkleidung, Bepflan-
zung, etc.) allseitig und dauerhaft gegen Einblick abzuschirmen. 
 
Sie sind gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. 

 

2.5 Gestaltung der Stellplätze und privaten Erschließungsflächen 

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Sämtliche offenen privaten Stellplätze sowie die Zufahrten zu den Stellplätzen, Gara-
gen und Grundstücken sind einschließlich des Unterbaus aus dauerhaft wasserdurch-
lässigen oder wasserzurückhaltenden Materialien (z. B. Pflasterbelag, Rasengitter-
steinen, Rasenfugenpflaster, usw.) herzustellen und möglichst in angrenzende Grün-
flächen zu entwässern. 

 

2.6 Werbeanlagen 

(§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 

Generell sind Werbeanlagen und Warenautomaten nur an der Stätte ihrer Leistung 
zulässig. 
 
Die Fläche der Werbeanlage darf 0,5 m² nicht überschreiten. 
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Die Gesamtfläche der Werbeanlage pro Gebäude von 2,0 m² darf dabei nicht über-
schritten werden. 
 
Werbeanlagen auf Dächern sind unzulässig. 
 

2.7 Einfriedungen und Gestaltung der Freiflächen 

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Einfriedungen der Flurstücke in Form von baulichen Maßnahmen entlang den öffent-
lichen Verkehrsflächen sind nur bis max. 0,80 m über der angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsfläche zulässig. 
 
Sockelmauern sind bis zu einer maximalen Höhe von 0,30 m zulässig. Die max. zu-
lässige Gesamthöhe der Einfriedungen von 0,80 m darf dabei nicht überschritten wer-
den. 

  
Unmittelbar an Bahnanlagen angrenzende Grundstücke sind entlang der Bahnanlage 
gegen unbefugtes Betreten der Bahnanlagen durch entsprechende Einfriedungen 
ohne Öffnung bzw. einer Leitplanke zu sichern. 
 
Stützmauern innerhalb der Grundstücke dürfen eine Höhe von 1,00 m nicht über-
schreiten und sind als Natursteinmauern auszubilden (siehe auch Pkt. 1.11 "Aufschüt- 
tungen und Abgrabungen"). 

  
Außerhalb der Gebäude sind Tiefgaragen mit einer Erdüberdeckung von mind. 0,60 
m auszuführen sowie als Grünflächen gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 

2.8 Antennen 

(§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Je Gebäude ist nur eine Außenantenne und ein Parabolspiegel zulässig. 
 
Parabolspiegel sind nur einfarbig und ohne Beschriftung zulässig. 
 
Bei Parabolspiegeln ist die Farbe zum Haus bzw. Dach abzustimmen. 

 

2.9 Anzahl der Stellplätze 

(§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

Die Anzahl der für Wohnungen erforderlichen Stellplätze wird im Allgemeinen Wohn-
gebiet (WA) und im Mischgebiet (MI) wie folgt festgelegt: 

– Wohnungen bis 40 m² Wohnfläche = 1 notwendiger Stellplatz pro Wohnung 

– Wohnungen über 40 m² bis 90 m² Wohnfläche = 1,5 notwendige Stellplätze pro 
Wohnung 

– Wohnungen über 90 m² Wohnfläche = 2 notwendige Stellplätze pro Wohnung 

0,5-Werte werden aufgerundet. Ausnahmsweise kann von den aufgeführten Werten 
abgewichen werden, wenn der Grundstückszuschnitt dies erfordert. 
 
Darüber hinaus gelten die Ausnahmeregelungen gemäß § 37 LBO. 

 

2.10 Anlagen zum Sammeln und Verwenden von Niederschlagswasser 

(§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

Das unschädlich belastete Niederschlagswasser (vorwiegend von Dachflächen, Ter-
rassen, o. ä.) innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches ist einem Rückhalteraum 
mit gedrosseltem Ablauf zuzuführen. Der Ablauf erfolgt in den Mischwasserkanal. 
 
Je angefangen 100 m² Dachfläche, Terrassenfläche, u. ä. ist ein Rückhalte-raum von 
VB = 2,0 m³ bereitzustellen und zu unterhalten. 
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Die gedrosselte Abflussmenge darf 0,3 l/s nicht überschreiten. 
 
Die Rückhaltungsvorrichtung kann mit einer Zisterne zur dauerhaften Sammlung von 
Niederschlagswasser kombiniert werden. Der erforderliche Rückhalteraum (VB) darf 
dadurch nicht unterschritten werden. 
 
Nachweise über die geplante Rückhaltung sind den Bauvorlagen beizufügen 

 
Anfallende Abwässer u. Oberflächenwässer dürfen nicht auf Bahngelände geleitet 
werden. Sie sind entsprechend den o. g. Vorgaben ordnungsgemäß in die öffentliche 
Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt wer-
den. 

 

3 HINWEISE 

3.1 Denkmalschutz 

(§ 20 DSchG) 

 Werden bei der Durchführung von Erschließungs- und Erdarbeiten archäologische 
Funde (z. B. Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde 
(Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) angetroffen, 
ist unverzüglich die Gemeinde Dußlingen und das Landesdenkmalamt Baden-Würt-
temberg bzw. die relevante Denkmalschutzbehörde zu unterrichten. 

 
 Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 

Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-be-
hörde oder das Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 

 
 Auf die Meldepflicht von Bodenfunden gem. § 20 Denkmalschutzgesetz die Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten wird verwiesen. 
 

3.2 Baugrund / Hydrologie 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Hochflutlehm, Auenlehm und lokal Terrassensedimenten 
(Mittel-gebirge) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit, welche vermutlich die Fest-
gesteine der Obtususton-Formation und der Arietenkalk-Formation überlagern. Ört-
lich streicht das Festgestein der Obtususton-Formation aus. 
 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitte-
rungsbodens sowie einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten 
des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zu-
sätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand 
kann bauwerksrelevant sein. 
 
Mit Ölschiefergesteinen ist zu rechnen. Auf die bekannte Gefahr möglicher Baugrund-
hebungen nach Austrocknung bzw. Über-bauen von Ölschiefergesteinen durch Sul-
fatneubildung aus Py-rit wird hingewiesen. Die Ölschiefer können betonangreifendes, 
sulfathaltiges Grund- bzw. Schichtwasser führen. Eine ingenieur-geologische Bera-
tung durch ein in der Ölschieferthematik erfahrenes privates Ingenieurbüro wird emp-
fohlen. 
 
Darüber hinaus werden auch bei etwaigen geotechnischen Fra-gen im Zuge der wei-
teren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bo-
denkenn- werten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grund-
wasser, zur Baugrubensicherung) objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß 
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DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 
Gemäß der Karte der Erdbebenzonen in Baden-Württemberg im Maßstab M 
1:350.000 liegt Dußlingen in der seismischen Zone 3. 

 
Die konstruktiven Anforderungen der DIN 4149 "Bauten in deutschen Erdbebenge-
bieten – Lastannahmen, Bemessung und Ausführung üblicher Hochbauten" sind da-
her zu beachten. 

 

3.3 Wasserrecht 

(§ 49 WHG i.V.m. § 43 WG) 

Wird bei Baumaßnahmen unvorhergesehen Grundwasser erschlossen, so ist dies 
dem Landratsamt Tübingen als Unterer Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
Die Bauarbeiten sind bis zu einer Entscheidung des Landratsamtes einzustellen. 

 

Sind im Rahmen von Bauvorhaben von vornherein Maßnahmen geplant, die in das 
Grundwasser eingreifen, so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit dem Landrats-
amt Tübingen Verbindung aufzunehmen. 

 

Möglicherweise wird eine wasserrechtliche Erlaubnis für die geplanten Maßnahmen 
erforderlich sein. 

 

3.4 Boden- und Grundwasserschutz 

 Böden und Grundwasser sind vor Belastungen wie Verunreinigungen, Versiegelung, 
Bodenverdichtung und Bodenabtrag entsprechend dem Stand der Technik und den 
Boden und wasserschutzrechtlichen Vorschriften zu schützen.  

 
 Mit Boden ist sparsam und schonend umzugehen (§ 1 und § 4 Bodenschutzgesetz). 

Diesem Ziel dienen folgende Maßnahmen: 
 

3.4.1 Schonender Umgang mit Boden bei Erdarbeiten 

 Ober- und Unterboden sind getrennt auszubauen und getrennt abseits vom Baube-
trieb auf trockenen Plätzen zu lagern. Die Bodenlager sind zu profilieren, damit auf 
ihrer Oberfläche kein Wasser stehen bleibt. Ein Befahren der Bodenlager ist zu ver-
meiden. 

 
 Vor dem Aufbringen des Bodens ist der verdichtete Untergrund (z. B. Fahrspuren) 

aufzulockern. Baugeräte und Maschinen mit geringem Bodendruck sind zu bevorzu-
gen, damit keine neuen Bodenverdichtungen entstehen. 

 
 Erdarbeiten sollen bei trockener Witterung und trockenem, bröseligem Boden ausge-

führt werden. Der günstigste Bodenzustand ist die halbfeste und feste Konsistenz, die 
nach DIN 4022 und DIN 18915, Blatt 1 geschätzt oder nach DIN 18122, Teil 1 (Kon-
sistenzzahl lc ≥ 1), ermittelt werden kann. Der halbfeste Zustand ist gegeben, wenn 
der Boden bröckelt und nicht klebt oder schmiert. 

 
 Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist 

möglichst zu vermeiden. Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in 
max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch Profilierung und Glättung vor Vernäs-
sung zu schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit geeigneten 
Pflanzenarten zu begrünen. 

 
 Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und einge-

baut wird, ist vor dem Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. 
 
 Selbiges gilt für mineralische Abfälle zur Verwertung (z. B. Recycling-Bauschutt), 
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sofern diese nicht einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein entspre-
chender Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) 
ist zu führen und unaufgefordert an das Landratsamt Tübingen – Amt für Umwelt, 
Wasser- und Bodenschutz (AUWB) zu übermitteln. 

 
Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial in die durch-
wurzelbare Bodenschicht sind die Vorsorgewerte der Bundes Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) in der gültigen Fassung einzuhalten. Sofern das Bo-
denmaterial nicht zum Erstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht dient, sind die 
Zuordnungswerte der Verwaltungsvorschrift für die Verwertung von als Abfall einge-
stuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. der aktuell gültigen, gesetzlichen Rege-
lungen einzuhalten. 

 
 Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung vom Beginn der 

Anlieferung bis zum Abschluss des Einbaus des nicht zum Plangebiet gehörenden 
Bodenmaterials eine sensorische Prüfung durchzuführen. Auffälligkeiten sind zu do-
kumentieren und dem Landratsamt Tübingen – Amt für Umwelt, Wasser- und Boden-
schutz (AUWB) mitzuteilen.1 

 
3.4.2 Schonung von Grünflächen 

 Bereiche späterer Grünflächen sind soweit möglich vom Baubetrieb freizuhalten. Ar-
beitsflächen und Baustraßen sind vorrangig dort anzulegen, wo geplante Wege, 
Plätze und Gebäude liegen sollen; diese Bereiche sollen gekennzeichnet werden. 

 
 Beim Rückbau nicht mehr benötigter Wege ist der Wegeaufbau aus fremdem Material 

herauszunehmen und Bodenverdichtungen sind zu lockern. 
 
3.4.3 Verwertung und Entsorgung von Erdaushub 

 Der Erdaushub soll verwertet werden. Nach Beenden der Baumaßnahme soll der 
Oberboden soweit wie möglich im Plangebiet bzw. auf dem jeweiligen Baugrundstück 
wieder aufgebracht werden. 

 
 Erdaushub unterschiedlicher Verwertungseignung und mit Fremdstoffen verunreinig-

ter Boden sind getrennt zu handhaben.  
 Die Kenntnis oder der Verdacht auf Bodenverunreinigungen verpflichtet das Amt für 

Umwelt, Wasser- und Bodenschutz (AUWB) zu unterrichten. 
 
 Das AUWB kann bei Vorliegen eines hinreichenden Verdachtes auf eine schädliche 

Bodenverunreinigung oder Altlast weitere Untersuchungen verlangen. 
 
 Unabhängig davon darf die Entsorgung von Bauaushub aus Altlastverdachtsberei-

chen oder bei optischen oder geruchlichen Auffälligkeiten nur mit entsprechender gut-
achterlicher Deklarationsanalytic und unter Berücksichtigung der geltenden abfall-
rechtlichen Bestimmungen erfolgen. 

 
 Bei der Verwertung von Bodenmaterial ist die DIN 19731 zu beachten. 
 
3.4.4 Schutz vor Verunreinigungen 

 Lösungsmittel, Farbreste, Öle und andere Chemikalien belasten den Boden, sie dür-
fen deshalb nicht auf oder in den Boden gelangen und sind ordnungsgemäß zu ent-
sorgen. 

 
 Baureststoffe und andere Abfälle dürfen nicht in die Baugruben eingebracht werden, 

 
¹ Diese generelle Regelung trifft nicht auf Flächen mit schädlichen Bodenveränderungen, Ver-

dachtsflächen (Flächen mit dem Verdacht schädlicher Bodenveränderungen), Altlasten oder 
altlastverdächtige Flächen zu. 
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sondern sind auf eine Abfallbeseitigungsanlage zu bringen. Zum Sammeln der Abfälle 
sind auf der Baustelle Behältnisse aufzustellen 

 
3.4.5 Lagerung wassergefährdender Stoffe 

 Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne der Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 
2017 sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik aufzustellen und zu 
betreiben, das heißt, sie müssen dicht, standsicher und gegen die zu erwartenden 
mechanischen, thermischen und chemischen Einflüsse hinreichend widerstandsfähig 
sein. 

 
 Unterirdische Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Gefähr-

dungsstufen A, B, C und D sind gemäß § 62 Abs. 1 WHG in Verbindung mit § 46 Abs. 
3 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) vom 18. April 2017 durch einen Sachverständigen nach § 52 AwSV vor Inbe-
triebnahme (oder nach einer wesentlichen Änderung) und danach alle fünf Jahre wie-
derkehrend prüfen zu lassen. 

 
 Oberirdische Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Gefähr-

dungsstufe B sind vor Inbetriebnahme (oder nach einer wesentlichen Änderung) prü-
fen zu lassen. 

 
 Oberirdische Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Gefähr-

dungsstufen C und D sind vor Inbetriebnahme (oder nach einer wesentlichen Ände-
rung) und danach alle fünf Jahre wiederkehrend prüfen zu lassen. 

 

3.5 Außenbeleuchtung, Anlagen und Einrichtung zur Stromversorgung 

Entlang der Straßen und Wege sind auf den privaten Grundstücksflächen sofern sie 
unmittelbar an diese öffentlichen Verkehrs- und Funktionsflächen angrenzen in einem 
Geländestreifen von 0,5 m Standorte für die Straßenbeleuchtung sowie Anlagen und 
Einrichtung für die Stromversorgung zu dulden. 
 
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes "Quartiere ent-
lang B 27-Tunnel" ist die Außenbeleuchtung als insektenfreundliche Beleuchtung ge-
mäß den nachfolgenden allgemein anerkannten Regeln der Technik auszuführen: 

– Anstrahlung des zu beleuchtenden Objekts nur im notwendigen Umfang und not- 
wendiger Intensität. 

– Verwendung von Leuchtmitteln, die warmweißes Licht (bis max. 3000 Kelvin) mit 
möglichst geringen Blauanteilen (Spektralbereich 570 bis 630 Nanometer) aus- 
strahlen. 

– Verwendung von Leuchtmitteln mit keiner höheren Leuchtstärke als erforderlich. 

– Einsatz von Leuchten mit Zeit-gesteuerten Abschaltungsvorrichtungen oder 
Dimm-Funktion. 

– Einbau von Vorrichtungen wie Abschirmungen, Bewegungsmeldern, Zeitschalt- 
uhren. 

– Verwendung von Leuchten, die kein Licht in oder über die Horizontale abstrahlen. 

– Anstrahlung der zu beleuchtenden Flächen grundsätzlich von oben nach unten. 

– Einsatz von UV-absorbierenden Leuchtenabdeckungen. 

– Staubdichte Konstruktion des Leuchtengehäuses, um das Eindringen von Insekten 
zu verhindern. 

– Oberflächentemperatur des Leuchtengehäuses max. 40° C, um einen Hitzetod an- 
fliegender Insekten zu vermeiden (sofern leuchtenbedingte Erhitzung stattfindet). 
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Beleuchtungsanlagen von Parkplätzen, Wegen, Werbung und dergleichen sowie So-
lar- und Phtovoltaikanlagen, sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestal-
ten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche 
Signalverwechslung und Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbe-
triebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Ab-
schirmungen anzubringen. 

 

3.6 Artenschutz 

Gebäudeabbruch, Gehölzrodungen und Baufeldfreimachung sind außerhalb der 
Brutsaison der Vögel und sommerlichen Aktivitätsphase von Fledermäusen von An-
fang November bis Ende Februar vorzunehmen, um Individuenverluste bei Brutvö-
geln und Fledermäusen auszuschließen. 
 
Sind aus Gründen des Bauablaufes Eingriffe außerhalb dieses unkritischen Zeitrau-
mes unvermeidbar, ist zuvor eine artenschutzrechtliche Überprüfung zum Ausschluss 
von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG erforderlich.  
 
D.h., potentielle Niststätten (Gehölze, Gebäude) sind auf die tatsächliche Nutzung als 
Niststätte zu überprüfen, um eine Tötung von Individuen geschützter Arten auszu-
schließen. 
 
Können Verbotsverletzungen nicht ausgeschlossen werden, ist ein Antrag auf Befrei-
ung von den Verboten nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 bzw. § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG 
zu stellen. 

 
 Zur Vermeidung von Vogelschlag und somit der Tötung von artenschutzrechtlich ge-

schützten Tierarten sind an Glasfassaden und Fensterflächen mit einer Größe von 
mehr als 5 m² geeignete Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

 
 Hierzu zählen u.a. reflexionsarme Gläser mit einem Reflexionsgrad von höchstens 

15 %, Glasbausteine, transluzente, mattierte, eingefärbte, bedruckte, sandgestrahlte, 
bombierte, geriffelte, geätzte oder strukturierte Glasflächen, farbige Folien, Metallge-
webe im Scheibenzwischenraum oder feste vorgelagerte Konstruktionen wie z. B. 
Rankgitterbegrünungen. 

 
 Abstände, Deckungsgrad und Kontrast sollten dem jeweils geltenden Stand der Tech-

nik entsprechen. 
 

3.7 Hebeanlagen 

Je nach Höhenlage der Kellergeschosse einer Neubebauung sind auf Grund der Lage 
des bestehenden Entwässerungskanalsystems gegebenenfalls Hebeanlagen mit 
Rückstauverschluss zur Abwasserbeseitigung vorzusehen. 

 

3.8 Bahnbetrieb 

Immissionen aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Eisenbahn sind entschädi-
gungslos zu dulden. Hierzu gehören auch Bremsstaub, Lärm und Erschütterungen. 
Schutzmaßnahmen gegen Einwirkungen aus dem Bereich der Eisenbahn haben ge-
gebenen falls auf Kosten des Bauherrn zu erfolgen. 
 
Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Der An-
tragsteller / Bauherr verzichtet auf die Geltendmachung von Abwehrmaßnahmennach 
§ 1004 BGB in Verbindung mit § 906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzge-
setz, die durch den Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form veranlasst sein können. 
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4 ALLGEMEIN 

4.1 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, werden aufgrund § 74 LBO erlasse-
nen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. 

 

4.2 Rechtsüberleitungen 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes "Quartiere entlang B 27-Tunnel" und den ört-
lichen Bauvorschriften "Quartiere entlang B 27-Tunnel" sind sämtliche bisherige Fest-
setzungen und Vorschriften innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Be-
bauungsplanes aufgehoben. 

 
 

5. RECHTSGRUNDLAGEN 

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes und der örtlichen Bauvorschriften sind: 
 
 BauGB  = Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
26.04.2022 (BGBl. I S. 674) 

 
GemO  = Gemeindeordnung Baden-Württemberg in der Fassung vom 

24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098) 

 
 BauNVO = Baunutzungsverordnung In der Fassung der Bekanntmachung vom 

21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

 
 LBO   = Landesbauordnung des Landes Baden-Württemberg in der Fassung 

vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. S. 416), zuletzt mehrfach ge-
ändert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBl. S. 313) 

 
 PlanzV90 = Planzeichenverordnung 1990 vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 

S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 
(BGBl. I S. 1802) 


